



Betriebliche Vereinbarung

Zwischen:


wird folgende betriebliche Vereinbarung geschlossen:

1. 
Beginn und Ende:


Die betriebliche Erprobung beginnt am.........................................................................


und endet am................................................................................................................


Es wird folgende Arbeitszeit vereinbart:


………………………………………………………………………………………………….

2.
Kündigung:

Die betriebliche Erprobung kann jederzeit begründet beendet werden. 

3.
Ziel der betrieblichen Erprobung:
Die betriebliche Erprobung dient der beruflichen Orientierung und der Erweiterung von arbeitsrelevanten Fähigkeiten. Ziel der betrieblichen Erprobung ist, zu prüfen, ob eine Eingliederung auf den allgemeinen Arbeitsmarkt möglich ist. Dem Betrieb entsteht dadurch keine Verpflichtung zur Übernahme des Teilnehmers in ein Arbeits- oder Ausbildungsverhältnis.

4.
Betreuung

Der/Die Teilnehmer/in wird während der betrieblichen Erprobung durch Mitarbeiter/innen des Integrationsfachdienstes betreut. Die Betreuung umfasst ein intensives Job-Coaching und mindestens einmal wöchentlich persönliche Besuche im Betrieb. 

Als Ansprechpartner/in während der gesamten betrieblichen Erprobung steht Ihnen vom Integrationsfachdienst folgende/r Mitarbeiter/in zur Verfügung:

…………………………………………………………………………………………………......

( Name )

……………………………………………………………………………………………………..

( Telefon )







……………………………………………………………………………………………………..

( E-Mail )

Der Betrieb benennt folgende/n Ansprechpartner/in:

……………………………………………………………………………………………………..

( Name )

……………………………………………………………………………………………………..

( Telefon )

……………………………………………………………………………………………………..

( E-Mail)

5.
Pflichten des/der Teilnehmers/in:
 
Der/Die Teilnehmer/in verpflichtet sich,
· alle ihm/ihr angebotenen Bildungsmöglichkeiten wahrzunehmen

· alle ihm/ihr übertragenen Arbeiten gewissenhaft auszuführen

· die betriebliche Arbeitszeit einzuhalten und bei Fernbleiben, z.B. im Krankheitsfall  den Betrieb und den Integrationsfachdienst zum üblichen Arbeitsbeginn telefonisch zu benachrichtigen

· die Betriebsordnung, die Unfallverhütungsvorschriften und sonstige im Betrieb geltenden Vorschriften strikt einzuhalten

· die ihm/ihr überlassenen Werkzeuge, Arbeitsmittel und sonstige Gegenstände sorg-

fältig zu behandeln

· über alle ihm/ihr im Rahmen oder aus Anlass seiner/ihrer Tätigkeit bekannt gewor-

denen betrieblichen Angelegenheiten auch nach Beendigung der betrieblichen Erprobung Stillschweigen zu bewahren

· täglich einen Praktikumsbericht zu erstellen.

6.

Pflichten des Betriebes:
 

Der Betrieb verpflichtet sich,
· dem/der Teilnehmer/in Erfahrungen, Kenntnisse und Fertigkeiten nach den Gege-

benheiten des Betriebes zu vermitteln

· die Bestimmungen des Jugendarbeitsschutzgesetzes zu beachten

· persönliche Daten des/der Teilnehmers/in nicht ohne dessen Einverständnis an Personen und Institutionen außerhalb des jeweiligen Kostenträgers oder des IFD bekanntzugeben 

-    dem/der Teilnehmer/in nach Beendigung der betrieblichen Erprobung einen schriftlichen Tätigkeitsnachweis bzw. ein Zeugnis auszustellen.

7.

Weisungsbefugnis:

Während der betrieblichen Erprobung untersteht der/die Teilnehmer/in grundsätzlich der Aufsicht und den Weisungen des Betriebes. Für die Aufsicht und die Erteilung von Weisungen und Arbeitsaufträgen benennt der Betrieb folgende verantwortliche Mitarbeiter:


……………………………………………………………………………………………………..  



( Namen u. Funktion )

8.

Entlohnung:



Der/die Teilnehmer/in erhält während der betrieblichen Erprobung kein Entgelt.
9. 

Versicherungsschutz
 

Der/Die Teilnehmer/in ist während der betrieblichen Erprobung über den für ihn zustän-



digen Kostenträger der Maßnahme krankenversichert, sofern er/sie nicht gemäß § 10 



SGB V familienversichert ist.

Für Schäden, die der/die Teilnehmer/in während der betrieblichen Erprobung verursacht, haftet der IFD im Rahmen seiner IFD-Betriebshaftpflichtversicherung. Davon ausgenommen sind Schäden, die durch das Führen von Kraftfahrzeugen und zulassungspflichtigen Arbeitsmaschinen verursacht werden.

Die Einstandspflicht des IFD gilt subsidiär. Besteht für den Geschädigten Versicherungsschutz aus einem anderen eigenen oder fremden Haftpflichtversicherungsvertrag, so entfällt die Haftung des IFD.

Von der Haftung ausgenommen sind Schäden, die grob fahrlässig oder vorsätzlich herbeigeführt werden.

Der/Die Teilnehmer/in ist während der betrieblichen Erprobung gesetzlich unfallversichert. Die Beiträge trägt die Bundesagentur für Arbeit als Rehabilitationsträger (§ 136 Abs. 3 Nr. 2 SGB VII). 


.........................................................
……………………………………………………..


Ort




Datum


.........................................................
…………………………………………………….


Betrieb




Teilnehmer/in (bzw. gesetzlicher Vertreter)


…………………………………………


 
Integrationsfachdienst



















(Betrieb)





und 	








							(Teilnehmer/in)





und  							








(Integrationsfachdienst)











			











